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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Sport

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Silva Semadeni (sp, GR) die Ergänzung des
Artikels 17 des SpoFög durch das fakultative Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund. Damit griff sie die Debatte auf, die
sie zum Projekt Sion 2026 im Nationalrat lanciert hatte. Es solle eine klare Ausgangslage
für künftige Olympische Spiele geschaffen werden, so die Initiantin. Sie zweifle die
nationale Bedeutung Olympischer Spiele nicht an, trotzdem bedürfe es nicht nur der
Zustimmung der betroffenen Gemeinden und Kantone, sondern auch der
Unterstützung der ganzen Schweizer Bevölkerung. Durch das fakultative Referendum
gewännen zudem allfällige, in Zukunft stattfindende umstrittene Olympische Spiele in
der Schweiz an demokratischer Legitimation. 
Ende Juni 2019 befasste sich die WBK-NR mit der parlamentarischen Initiative.
Während die Mehrheit der Kommissionsmitglieder dem Geschäft mit der Begründung
zustimmte, solche kostspieligen Anlässe erforderten die Zustimmung der gesamten
Bevölkerung, unterstützte eine Minderheit den Vorstoss nicht, da die Schweiz durch
diese zusätzliche Hürde und ihre organisatorischen Folgen gegenüber konkurrierenden
Ländern benachteiligt würde. Mit 15 zu 7 Stimmen sprach sich die Kommission für die
parlamentarische Initiative aus. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission gab die WBK-SR der parlamentarischen
Initiative Semadeni (sp, GR) zu einem fakultativen Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund mit 9 zu 4 Stimmen keine Folge.
Eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder war der Meinung, dass diese Praxis dazu
führen würde, dass bereits während der Sondierungsphase die Details des Projekts
geregelt werden müssten. Ferner würde die Schweiz im Vergleich mit Bewerberstaaten
ohne fakultatives Referendum benachteiligt werden. Eine Kommissionsminderheit
vertrat hingegen die Ansicht, dass die Unterstützung der breiten Bevölkerung, welcher
es sich frühzeitig zu vergewissern gelte, für ein solches Vorhaben erforderlich sei. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 31.01.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die WBK-NR im Februar 2021 mit 15 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
beantragt hatte, der parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR; übernommen von
Martina Munz (sp, SH)) zu einem fakultativen Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund Folge zu geben, wurde das
Geschäft in der Sommersession im Nationalrat behandelt. Christian Wasserfallen (fdp,
BE) sprach sich im Namen der Kommissionsminderheit gegen die Forderung aus.
Einerseits sah er keinen Handlungsbedarf, weil zurzeit kein aktuelles Projekt vorliege,
andererseits erachtete er die Änderung des Sportförderungsgesetzes ohnehin als
unnötig, da Projekte wie « Sion» oder «Graubünden» gezeigt hätten, dass die
Möglichkeit bestehe, einen Bundesbeschluss referendumsfähig auszugestalten. Weiter
verwies er auf ein Postulat der WBK-NR (Po. 21.3022), in dessen Bericht die Regelung
bezüglich Finanzierung von und Beteiligung an Olympischen Spielen und weiteren
Grossanlässen bereits aufgearbeitet werde. Wasserfallen gab zudem zu bedenken, dass
mit der Forderung der parlamentarischen Initiative nur Olympische Spiele, nicht aber
weitere Grossanlässe wie beispielsweise Fussballweltmeisterschaften berücksichtigt
würden. Die zustimmende Haltung der Mehrheit der nationalrätlichen WBK basierte
gemäss Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) auf der grossen
nationalen Bedeutung Olympischer Spiele und der Wichtigkeit der Zustimmung der
Bevölkerung. Im Moment sei eben gerade der richtige Zeitpunkt, um die
parlamentarische Initiative zu behandeln, da zurzeit keine Kandidatur geplant sei und
das Geschäft somit projektunabhängig diskutiert werden könne. Mit 131 zu 56 Stimmen
kam die grosse Kammer dem Antrag der Kommissionsmehrheit auf Folgegeben nach,
wobei die Gegenstimmen grösstenteils aus den Fraktionen der FDP und der Mitte
stammten. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Der Ständerat behandelte in der Herbstsession 2021 eine parlamentarische Initiative
Semadeni (sp, GR; übernommen von Martina Munz; sp, SH), welche ein fakultatives
Referendum für die finanzielle Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund
forderte. Die WBK-SR, welche sich bereits im Januar 2020 gegen das Anliegen gestellt
hatte, beantragte im Juni 2021 ihrem Rat, der Initiative mit 8 zu 3 Stimmen erneut keine
Folge zu geben. Kommissionssprecherin Gmür-Schönenberger (mitte, LU) erläuterte die
Ansicht der Kommissionsmehrheit, wonach Grossanlässe Sache der veranstaltenden
Kantone seien und deshalb auch in ebendiesen darüber befunden werden sollte. Das
fakultative Referendum auf Bundesebene würde die Organisation von Grossanlässen
nur erschweren und verkomplizieren, zumal die Hürden zur Veranstaltung der
Olympischen Spiele bereits heutzutage sehr hoch seien. Eine Kommissionsminderheit –
vertreten durch Maya Graf (gp, BL) – hob hervor, dass gerade Olympiaden auch hohe
finanzielle Verpflichtungen des Bundes mit sich ziehen würden und andere Kantone
unter anderem durch die Bereitstellung der Sicherheitskräfte mit eingebunden würden.
Insbesondere solche Anlässe von grosser nationaler Bedeutung und mit nationalen
Auswirkungen sollten auch gesamtschweizerisch demokratisch legitimiert werden, so
die Auffassung der Minderheit. Wie bereits eine von der WBK-NR in Auftrag gegebene
verwaltungsinterne Prüfung gezeigt habe, sei für dieses fakultative Referendum auch
eine rechtliche Grundlage vorhanden und könne dementsprechend im SpoFöG
verankert werden. Die Mehrheit des Ständerats bestätigte jedoch den Entscheid ihrer
Kommissionsmehrheit und gab der parlamentarischen Initiative mit 27 zu 9 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) keine Folge. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.09.2021
VIKTORIA KIPFER

1) Medienmitteilung WBK-NR vom 28.6.19
2) Medienmitteilung WBK-SR vom 31.1.20
3) AB NR, 2021, S. 1145 ff.; Bericht WBK-NR vom 18.2.21
4) AB SR, 2021, S. 834 f.
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